
Staats- und Rechtspraxis möglichst unmittelbar zu 
zu dienen. Eine Begrenzung der Untersuchung auf das 
Verhältnis juristischer zu ökonomischen Gesetzen in 
der gegenwärtigen Entwicklungsetappe der Deutschen 
Demokratischen Republik hätte von selbst zu einer 
noch weiteren Einschränkung geführt, z. B. auf die 
Frage, wie sie sich jetzt die Juristische Fakultät gestellt 
hat, nämlich mit welchen Mitteln des Rechts die Durch­
setzung des Gesetzes der unbedingten Übereinstimmung 
der Produktionsverhältnisse mit dem Charakter der 
Produktivkräfte bei uns unterstützt wird. Eine solche 
Verfahrensweise hätte eine abstrakte Behandlung der 
Wechselwirkung von Basis und Überbau, wie sie 
Klenner vornimmt, ausgeschlossen und darauf hinge­
wirkt, den kämpfenden Klassen mehr und konkretere 
Beachtung zu widmen. Mit diesen inhaltlichen Schwä­
chen steht die beanstandete aphoristische, zitatenüber- 
ladene Form in einem notwendigen inneren Zusammen­
hang. Dennoch darf über der Vielzahl der berechtigten 
Kritiken der Wert der Arbeit Klenners nicht völlig 
übersehen werden. Er besteht — so ergab die mit 
erfreulichen Ansätzen zu Leidenschaftlichkeit geführte 
Diskussion — in dem richtigen Bemühen, einen objek­
tiven materialistischen Standpunkt zur Beurteilung ju­
ristischer Gesetze zu gewinnen. Gerade in ihrer Kritik 
dieses wichtigsten Punktes der Klennerschen Arbeit 
betraten die Kollegen des Referentenkollektivs einen 
gefährlichen objektivistischen Boden.

Nach Klenner ist die objektive Berechtigung der 
staatlichen Gesetzgebung daran zu messen, wie weit 
das Recht dieses Staates im Dienste fortschrittlicher 
ökonomischer Gesetze steht (NJ 1953 S. 6). Dagegen 
behauptet das Referentenkollektiv, daß eine solche An­
legung absoluter Maßstäbe an das Recht zu einem 
„letztlich idealistischen Standpunkt führt“ (NJ 1953 
S. 136). Nach Ansicht des Kollektivs haben alle Rechts­
normen ihre Daseinsberechtigung, da sie den Willen 
der herrschenden Klasse zum Ausdruck bringen, der 
Verteidigung der Basis dienen. Dieses Leugnen des 
objektiven Maßstabs bedeutet den Verzicht auf eine 
eigene Stellungnahme, bedeutet das Beziehen einer 
objektivistischen Position. Das Kollektiv muß zwangs­
läufig zu dem Ergebnis kommen, daß die Verurteilung 
von Ethel und Julius Rosenberg ebenso ihre Daseins­
berechtigung hat wie der Kampf der Weltfriedens­
bewegung gegen diese verbrecherische Entscheidung. 
Es müßte dem amerikanischen Bakterienkrieg in Korea 
vom Standpunkte der Imperialisten ebenso seine ob­
jektive Daseinsberechtigung zugestehen wie dem Frei­
heitskampf des koreanischen Volkes von dessen Stand­
punkt aus. Leugnet man einen objektiven Maßstab, 
so ist man außerstande, den Kampf gegen den Klassen­
feind zu führen, wenn sich dieser zu verbrecherischen 
Handlungen der Gesetzgebungsmaschine bedienen kann. 
Denken wir nur an die weitgehend legalisierten Ver­
brechen des Hitlerfaschismus. Das Referentenkollektiv 
würde wohl selbst davor zurückscheuen, die Juden­
gesetzgebung als objektiv daseinsberechtigt zu bezeich­
nen. Aber warum waren diese Gesetze verbrecherisch, 
warum hatten sie keine Daseinsberechtigung? Weil sie 
Gesetze eines Staates waren, der einer überlebten, 
reaktionären Klasse als Instrument diente. Mit Recht 
stellt das Referentenkollektiv fest, daß die Monopol­
kapitalisten ihre Daseinsberechtigung verloren haben 
(NJ 1953 S. 136). Aber das gilt doch genauso von ihrem 
Staat und dessen Recht. Ist eine Klasse, wie heute 
die Bourgeoisie, nicht mehr imstande, die Produktiv­
kräfte zu entfalten, verwandelt sie im Gegenteil im 
Interesse der Maximalprofite die Produktivkräfte in 
Destruktivkräfte, so versucht sie natürlich auch mit 
Hilfe ihres Staates und seines Rechts, ihre überlebte 
Position mit allen Mitteln zu halten. Dann aber führen 
die Werktätigen aller Länder im Interesse des Friedens 
und des Weiterlebens der Menschheit, im Interesse des 
Aufbaus einer glücklichen Zukunft einen berechtigten 
Kampf gegen die Imperialisten. Auf ihrer Seite ist das 
historische Recht. Kein „ewiges Naturrecht“ wird hier 
eingeschmuggelt. Aber die fortschrittliche Klasse hat 
die historische Aufgabe und das Recht, die Zukunft 
der Menschheit gegen die alten verfaulten Kräfte und 
ihr Recht zu verteidigen. Sie stützt sich dabei auf das 
Gesetz der unbedingten Übereinstimmung der Produk­
tionsverhältnisse mit dem Charakter der Produktiv­
kräfte.

Der materialistische Maßstab des ökonomischen Ge­
setzes von der unbedingten Übereinstimmung der Pro­
duktionsverhältnisse mit dem Charakter der Produktiv­
kräfte erlaubt uns aber nicht nur die parteiliche Be­
urteilung der Gesetze überlebter Klassen. Er ermöglicht 
es uns auch einzuschätzen, wie weit die Gesetze des 
Staates einer fortschrittlichen Klasse ihrer Aufgabe 
gerecht werden. Er ist nicht naturrechtlich, wie das 
Referentenkollektiv befürchtet, denn er muß immer 
äus der jeweiligen konkreten Situation gewonnen wer­
den. Er mißt das Recht nicht am ewigen Naturrecht, 
sondern das Recht als staatlich sanktionierten Willen 
der herrschenden Klasse an der ökonomischen Entwick­
lung zu einem bestimmten Zeitpunkt.

Für uns in Deutschland gibt also dieser objektive 
Maßstab einerseits in der Deutschen Demokratischen 
Republik die Möglichkeit, auf der Grundlage eines 
genauen Studiums der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
unsere Gesetze und Verordnungen danach zu beurteilen, 
ob sie die Produktionsverhältnisse immer wieder in 
Einklang mit den sich ständig entwickelnden Produk­
tivkräften bringen, ob sie zu deren Entfaltung beitragen. 
In Westdeutschland dagegen gibt uns das Wissen um 
den gerechten Kampf gegen den Imperialismus die 
Kraft zum Widerstand gegen die volksfeindlichen Ge­
setze und Verordnungen des Adenauer-Regimes. In der 
Diskussion in der Erweiterten Fakultät wurde zu die­
sem Punkt die Frage gestellt, ob das bedeuten solle, 
daß die Arbeiterklasse auch gegen die Zivilprozeß­
ordnung kämpfen müsse. Die fortschrittlichen Menschen 
in Westdeutschland sind nicht gegen dieses oder jenes 
Gesetz, das diese oder jene vielleicht untergeordnete 
Aufgabe im Rahmen der Unterdrückungsmaschinerie 
zu erfüllen hat. Sie kämpfen gegen die Adenauer-Clique 
und daher gegen die Gesetze, die in der verbrecherischen 
Kriegsvorbereitung die entscheidende Rolle spielen, und 
zugleich gegen die Kräfte, die an solchen Gesetzen 
interessiert sind. Auf der anderen Seite versuchen die 
Friedenskräfte in Westdeutschland immer wieder, die 
Einhaltung von Bestimmungen bürgerlich-demokra­
tischen Charakters, die offen zu liquidieren die Aden­
auer-Regierung bisher nicht gewagt hat, durchzusetzen. 
Dieser Kampf um die Beseitigung der Kriegsvorberei- 
tungsgesetze, wie Generalkriegsvertrag und Blitzgesetz, 
aber für die Wahrung der bürgerlich-demokratischen 
Freiheiten ist gerecht.

Scheuen wir uns doch nicht vor den Worten „Gerech­
tigkeit“ und „historisches Recht“! Marx und Engels 
bezeichnen in der „Deutschen Ideologie“ (S. 335) aus­
drücklich den Appell an ihr Recht als ein Mittel, die 
Proletarier zu einer revolutionären Klasse zu machen. 
Warum sollen wir nicht einen gerechten Kampf als 
gerechten Kampf und Verbrecher als Verbrecher be­
zeichnen, auch dann, wenn die Verbrecher in der Lage 
sind, sich einen gesetzlichen Mantel umzuhängen?

Eine solche konsequent parteiliche Stellungnahme ist 
aber nur möglich, wenn man einen objektiven Maßstab 
anerkennt. Hat das Referentenkollektiv also auch in 
der Frage des objektiven Maßstabes unrecht, so hat 
es doch durch die scharfe Kritik an dem theoretisie- 
renden, abstrakten Charakter des Klennerschen Ar­
tikels der Arbeit der Fakultät eine wichtige Hilfe 
geleistet. In der Diskussion wurde noch einmal aus­
drücklich darauf hingewiesen, daß jeder Theoretiker 
ständig seine Arbeiten überprüfen muß, ob sie den 
berechtigten Ansprüchen der Praxis Rechnung tragen. 
Sie müssen in Form und Inhalt geeignet sein, der 
Praxis zu helfen, ihre Arbeit zu verbessern. Dazu sind 
selbstverständlich auch rechtstheoretische Artikel not­
wendig; sie müssen nur den Zusammenhang zwischen 
Theorie und Praxis immer deutlich machen.

Das erste Ergebnis dieser Erkenntnis war die neue, 
konkrete Fragestellung der Juristischen Fakultät der 
Humboldt-Universität. Wenn so die Theorie ihre Auf­
gaben an der Praxis orientiert, wenn andererseits die 
Praxis die gewaltige Bedeutung der theoretischen Ver­
allgemeinerung erkennt, wenn revolutionäre Theorie 
und revolutionäre Praxis untrennbar verknüpft wer­
den, dann wird unsere Rechtswissenschaft die großen 
Aufgaben erfüllen, die ihr gestellt sind.
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